Landeshauptstadt
Beschlussvorlage Mainz
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offentlich 1110/2017
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61/6126069 15.08.2017

Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 05.09.2017

Beratungsfolge Gremium Zustdndigkeit Datum Status
Ortsbeirat Mainz-Oberstadt Anhérung 20.09.2017 o)
Bau- und Sanierungsausschuss Vorberatung 14.09.2017 o)
Stadtrat Entscheidung 27.09.2017 o)
Betreff:

Bebauungsplanentwurf" Untere Zahlbacher StraRe (0 69)"

hier: -Aufstellungsbeschluss gemaf} § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 8 BauGB

-Vorlage in Planstufe |

-Durchfiihrung der frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem&R § 3
Abs.1 BauGB

-Durchfiihrung der Behdrdenbeteiligung gemaf § 4 Abs. 1

Dem Oberbiirgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen
Mainz, 23.08.2017
gez. Marianne Grosse

Marianne Grosse
Beigeordnete

Mainz,

Michael Ebling
Oberbiirgermeister

Beschlussvorschlag:
Der Stadtvorstand, der Ortsbeirat Mainz-Oberstadt, der Bau- und Sanierungsausschuss empfeh-
len, der Stadtrat beschliefit zu dem o.g. Bauleitplanentwurf:

1. den Aufstellungsbeschluss gemaf3 § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 8 BauGB,

2. die Vorlage in Planstufe I,

3. die frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gemaf § 3 Abs. 1 BauGB im Standardverfah-
ren,

4. die Beteiligung der Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 1



1. Anlass

Aus dem ehemaligen Autohaus Sommer an der Unteren Zahlbacher Str. soll ein Wohn- und Ge-
schaftsgebdude entwickelt werden. In einem 2. Bauabschnitte sollen dann die nordlich angren-
zenden Grundstiicke bis zu dem Fufweg in Verlangerung der "Romersteine" zwischen Unterer
Zahlbacher Str. und Zahlbacher Steig fiir Wohnungsbau entwickelt werden.

Das der Verwaltung vorgelegte Bebauungskonzept wurde in mehreren Schritten, auch unter Ein-
beziehung des Planungs- und Gestaltungsbeirates der Stadt, modifiziert und optimiert — vor al-
lem unter Aspekten des Schallschutzes.

2. Bestehendes Planungsrecht, Planerfordernis

Fiir die zu bebauenden Grundstiicke existiert bereits der Bebauungsplan "Zahlbacher Steig — Teil
I (Z51/)". Dervorliegende Bebauungsvorschlag stimmt mit den Festsetzungen des "Z 51/1" hin-
sichtlich Bebauungsform und Stellung der Gebdude nicht liberein. Das vorgelegte Bebauungs-
konzept kann auch nicht mit Hilfe von Befreiungen nach § 31 Abs. 2 BauGB realisiert werden. Die
Grundziige der Planung waren betroffen.

Mit dem O 69 soll deshalb ein neues Baurecht geschaffen werden. Der O 69 {iberlagert den Z 51/
I'in groRen Teilen. In den nicht iberlagerten Teilen bleibt der Z 51/1 bestehen.

3. Ziele der Planung
Der O 69 dient der:

Schaffung eines neuen Planungsrechts fiir einen Wohnnutzung im Norden des Plangebie-
tes und einer gemischten Nutzung im Siiden.

Schaffung eines stidtebaulichen Ubergangs von den urbanen Strukturen in Richtung In-
nenstadt zu den dorflichen Strukturen in Richtung Bretzenheim.

Vernetzung der Griinstrukturen dstlich des Zahlbacher Steigs (Hangkante) und westlich
der Unteren Zahlbacher Str. (Zahlbachtal).

4. FuBgangerbriicke Untere Zahlbacher Str.

Der rechtskraftige Z 51/1 enthalt in Verlangerung der Romersteine eine FuBgangerbriicke {iber die
Untere Zahlbacher Str. bis zu dem Fuweg zum Zahlbacher Steig. Die Idee dieser Fuf’gangerbrii-
cke ist inzwischen knapp 40 Jahre alt — geschdtzte Kosten damals: 1,25 Millionen DM. Bis heute
wurde diese Fufgangerbriicke weder gebaut noch wurde der hierfiir notwendige Flachenerwerb
getatigt. Heute stellt sich die Haushaltslage der Stadt keineswegs besser dar. Belange der Barrie-
refreiheit sind zusatzlich zu beriicksichtigen und die Belange des Denkmalschutzes waren um-
fangreich zu beachten. Mit einer Realisierung dieser FuRgangerbriicke ist deshalb auch mittelfris-
tig nicht zu rechnen.

Die Option einer solchen Wegeverbindung wird mit dem O 69 nicht verbaut. Die Gebdude im O 69
sind mindestens 15 m von dem bestehendem FuBweg abgeriickt. Eine Inanspruchnahme dieser
Abstandsflachen wiirde aber eine private Griin- und Freiflache verhindern und die Option hier
eine Kindertagesstatte, bzw. deren Au3enspielflachen einzurichten, blockieren.
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5. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen

Es ist abzuwarten welche diesbeziiglichen Anregungen im Rahmen des Bauleitplanverfahrens
vorgetragen werden.

6. Kosten

Die im Zuge des O 69 entstehenden Kosten werden im Rahmen des weiteren Verfahrens durch
die stddtischen Fachdamter ermittelt.

Kosten entstehen aber fiir den Fall, dass im O 69 eine Kindertagesstdtte untergebracht werden
soll.

7. Weiteres Verfahren

Derzeit befinden sich mehrere Gutachten in Bearbeitung. Die Ergebnisse dieser Untersuchungen
wird das Stadtplanungsamt ggf. in den Bebauungsplanentwurf einarbeiten. Parallel erfolgt die
friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB im Standardverfahren sowie die
friihzeitige Beteiligung der Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB. Aus den Ergebnis-
sen wird anschlieRend der Bebauungsplanentwurf, Planstufe Il erarbeitet und erneut dem Bau-
und Sanierungsausschuss fiir den Offenlagebeschluss (= Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3
Abs. 2 BauGB) vorgelegt.

Anlagen:
Bebauungsplanentwurf
Entwurf der textlichen Festsetzungen
Entwurf der Begriindung

Seite 3 von 3



	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung

